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Prozent betroffen, Männer aber mit 29 Prozent deutlich häufiger 
als Frauen mit 22 Prozent, was daran liegen könnte, dass Frauen 
besser vorsorgen oder auf Maßnahmen zur Frühindikation bes-
ser reagieren. Erkrankungen der Atemwege sind EU-weit für 8 
Prozent der Todesfälle von Frauen und 9 Prozent der Todesfälle 
bei Männern verantwortlich.

Österreicherinnen und Österreicher sterben häufiger an Erkran-
kungen des Herz-Kreislauf-Systems als EU-Bürgerinnen und 
Bürger im Durchschnitt, nämlich zu 43,6 Prozent. Der Anteil 
der Menschen, die bei uns an Krebs sterben, ist mit 243 von 
100.000 geringer als in den meisten EU-Staaten. Das könnte 
darauf zurückzuführen sein, dass sich die Vorsorge- und Früh-
erkennungskultur in Österreich in den letzten Jahren verbessert 
hat. Bei der Darmkrebsfrüherkennung beträgt die Abdeckung 
64 Prozent, bei der Brustkrebsfrüherkennung 73 Prozent. Auch 
bei den Erkrankungen der Atemwege als Mortalitätsursache liegt 
Österreich mit nur knapp 55 Todesfällen auf 100.00 Einwoh-
ner/innen im positiven Spitzenfeld.

Neben durchaus verbesserungswürdigen Bereichen gibt es also 
auch durchaus Positives über die Gesundheitslage der österrei-
chischen Bevölkerung zu berichten.

Lesen Sie Teil 2 zum Abschneiden des österreichischen Gesund-
heitswesens in der nächsten-Ausgabe des Consilium.

Die Ombudsstelle für Patientenbeschwerden informiert:

Erwachsenenvertretung bzw. 
Vorsorgevollmacht; Formular

Wie bereits informiert, 
sehen die per 01.07.2018 
in Kraft getretenen Rege-
lungen des Erwachsenen-
schutzgesetzes vor, dass 
die Eintragung einer ge-
wählten oder gesetzlichen 
Erwachsenenvertretung im 
sog. Österreichischen Zent-
ralen Vertretungsverzeichnis 
(ÖZZV) bzw. die Eintragung des Eintritts des Vorsorgefalls einer Vorsor-
gevollmacht in diesem Register ein ärztliches Zeugnis bedingt (entspre-
chendes Formular sowie Informationen zum Erwachsenenschutzgesetz 
abrufbar auf unserer Homepage www.arztnoe.at). Mit diesem ärztlichen 
Gutachten wird attestiert, dass die zu vertretende Person aufgrund ih-
rer durch eine psychische Krankheit oder eine vergleichbare gesund-
heitliche Beeinträchtigung eingeschränkte Entscheidungsfähigkeit die 
vom Wirkungsbereich des Vertreters umfassten Angelegenheiten nicht 
selbst besorgen kann.
Grundsätzlich ist festzuhalten, dass Ärztinnen und Ärzte nicht verp!ich-
tet sind, diese Aufgabe zu übernehmen. Wird das Formular allerdings 
ausgefüllt, ist zu bedenken, dass es sich hierbei um ein ärztliches Gut-
achten handelt, welches weitreichende haftungsrechtliche Konse-
quenzen entfalten kann. Wir empfehlen daher, diese Leistung insbeson-
dere im hausärztlichen Bereich eher restriktiv und nur nach sorgfältiger 
Erwägung anzubieten bzw. bei Bedarf an FachärztInnen für Psychiatrie 
und/oder Neurologie zu verweisen.
Das Ausfüllen des Formulars durch den Arzt/die Ärztin stellt eine Pri-
vatleistung dar, wofür ein angemessenes Honorar verrechnet werden 
kann (gemäß Empfehlungstarife der Ärztekammer für NÖ: 163,50 " je 
angefangener halber Stunde für ausführliche ärztliche Gutachten).

Zuständig in der Ärztekammer für NÖ:
VP Dr. Gerrit Loibl, MSc; Referatsleiter
Dr. Max Wudy; stv. Referatsleiter
Mag. Andreas Wieser; Sachbearbeiter

Rechtsabteilung:
KAD-Stv. Dr. Gottfried Zeller, LL.M.
Mag. Matthias Gassner

Dr. Max WudyVP Dr. Gerrit 
Loibl, MSc
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